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Vorwort 

Der Bund und alle Länder der Bundesrepublik Deutschland — und 
darüber hinaus viele europäische Staaten — haben in den letzten zehn 
Jahren umfangreiche Reformen in der Verwaltungsorganisation vor-
genommen. Teilweise sind diese Reformen steckengeblieben, teilweise 
gegenüber den ursprünglichen Konzeptionen wesentlich verändert wor-
den. Insgesamt haben sie jedoch zu wesentlichen Änderungen der Ver-
waltungsstrukturen geführt. 

Die vorliegende verwaltungswissenschaftliche Studie hat sich das 
Thema gestellt, die Bedingungen, Einfluß- und Verlaufsmuster  von 
Verwaltungsinnovationen zu bestimmen. Sie legt das Schwergewicht 
auf den Entscheidungsprozeß und fragt,  von wem Anstöße oder Wider-
stände ausgehen, welchen Einfluß auf Inhalt und Ablauf der Verwal-
tungsinnovation die einzelnen Aktoren des politisch-administrativen 
Systems nehmen, welche Bedeutung strukturbildende Merkmale der 
öffentlichen  Verwaltung für Verwaltungsinnovationen haben. 

Als Gegenstand der empirischen Untersuchungen wurde die Ver-
waltungsreform in Baden-Württemberg, wie sie von 1966 bis 1976 
abgelaufen ist, ausgewählt. Dabei wurde der Entscheidungsprozeß auf 
Landesebene uneingeschränkt, auf Bezirksebene am Beispiel des Regie-
rungspräsidiums Südwürttemberg-Hohenzollern (Tübingen), auf Kom-
munalebene am Beispiel der Landkreise Hechingen und Tübingen und 
ihrer Gemeinden erhoben. 

Die Themenstellung und -bearbeitung jeder wissenschaftlichen Arbeit 
hängt über das reine Literaturstudium hinaus von einer Reihe weiterer 
Einflüsse ab, von denen die personellen die bei weitem wichtigsten 
sind. So hat der Verfasser  im Laufe seines wissenschaftlichen Werde-
ganges mit Hilfe der Professoren  Werner Thieme (Hamburg), Klaus 
von Beyme (Tübingen), Klaus König (Speyer) und Frido Wagener 
(Speyer) einen Zugang zur Verwaltungswissenschaft  gefunden. Die 
beiden zuletzt Genannten haben mit vielfachem Rat den Gang der 
Arbeit begleitet und zudem Entwürfe kritisch durchgesehen. Mi t den 
genannten Namen sind zugleich unterschiedliche Ansätze der Betrach-
tung der öffentlichen  Verwaltung verbunden, so daß der dieser Arbeit 
zugrunde liegende Ansatz niemandem außer dem Verfasser  selbst 
verantwortlich zugerechnet werden kann. 



V I Vorwort 

Für die Themenstellung dieser Untersuchung sind die verwaltungs-
internen Entscheidungsprozesse von zentraler Bedeutung. Diese können 
nicht erhoben werden ohne die Unterstützung der Verwaltungsmit-
glieder, sei es als Interviewpartner, sei es bei der Akzeptierung als tei l-
nehmender Beobachter, sei es bei der Verschaffung  des Zugangs zu 
den einschlägigen Akten. Der Verfasser  ist bei der Verwaltung in 
Baden-Württemberg auf allen Ebenen und bei allen Behörden auf 
Offenheit  und Zugänglichkeit gestoßen. Er konnte bei allen Behörden 
die einschlägigen Akten uneingeschränkt einsehen. — Von der Viel-
zahl der Verwaltungsmitglieder, die diese Arbeit unterstützt haben, 
seien besonders genannt: Landrat a.D. Dr. Hans-Jörg Mauser und Ober-
amtsrat a. D. Otto Hirsch (beide LRA Hechingen), Landrat Dr. Wilhelm 
Gfrörer  (LRA Tübingen), Abteilungsdirektor Dr. Hans Kruming und 
Amtmann Hanser (RP Tübingen), Min.-Dirig. Dr. Ernst Füsslin und 
Min.-Rat Dr. Peter Schoepke (beide Innenministerium), Min.-Dirig. Dr. 
Manfred Bul l ing (Staatsministerium). Die drei letzten haben sich zu-
dem der Mühe unterzogen, die empirischen Teile der Arbeit kritisch 
durchzusehen. 

Die Konzeptionsphase einer Arbeit bedarf  eines ausreichenden Frei-
raumes, den ein Graduiertenstipendium der Friedrich-Ebert-Stiftung 
großzügig für fast ein Jahr verschafft  hat. Die Texte und Tabellen 
waren in den einzelnen Arbeitsphasen bis hin zur druckreifen  Fassung 
in eine lesbare Form zu bringen. Diese Aufgabe wurde von Frau Maria 
Listing mit großer Akuratesse und Schnelligkeit geleistet. 

Die Studie wurde von der Hochschule für Verwaltungswissenschaften 
Speyer als verwaltungswissenschaftliche Dissertation angenommen. Der 
Veröffentlichung  in der Hochschulschriftenreihe  hat der Senat der 
Hochschule zugestimmt. Die Städte Tübingen und Hechingen, die 
Badische Kommunale Landesbank und die Württembergische Kommu-
nale Landesbank haben sich an den Druckkosten beteiligt. Das Landes-
vermessungsamt Baden-Württemberg hat einen gebührenfreien  Nach-
druck der Karten ermöglicht. 

Al len Beteiligten gi l t der aufrichtige Dank des Verfassers. 
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TEIL A 

Entscheidungsprozeß bei Verwaltungs-
innovationen als Forschungsgegenstand 

I . Problemstellung 

In allen westlichen Ländern sind in den letzten 10 Jahren umfang-
reiche Reformen, Reorganisationen, Strukturinnovationen durchge-
führt,  eingeleitet oder beabsichtigt worden. Für die Bundesrepublik 
Deutschland beginnt dieser Prozeß mit der Wirtschaftskrise  1966/67. 
In Literatur wie Praxis stehen dabei Modelle, Programme, materielle 
Inhalte der Reformen im Vordergrund. I n der wissenschaftlichen Be-
trachtung w i rd nur in einigen Fallstudien oder deren Auswertungen 
auch der Reformprozeß als eigener Gegenstand zum Thema gemacht1. 
I n der vorliegenden Arbeit w i rd dieser Fragestellung des Reformpro-
zesses nachgegangen werden. Es soll dabei in systematischer Weise 
untersucht werden, von wem Anstöße oder Widerstände ausgehen, 
welchen Einfluß auf die inhaltliche wie prozeßmäßige Dimension die 
einzelnen Aktoren des politisch-administrativen Systems genommen 
haben. 

Als theoretischer Bezugsrahmen w i rd ein system-funktionaler ge-
wählt, der durch weitere Paradigmen, vor allem entscheidungstheore-
tische und konflikttheoretische Ansätze, ergänzt wird. Diese Vorgehens-
weise erlaubt eine sinnvolle Erfassung des Problemfeldes, in analy-
tischer Funktion die Ableitung von Fragestellungen und Hypothesen 
zum Innovationsentscheidungsprozeß in politisch-administrativen Sy-
stemen. 

Als Gegenstand der Untersuchung ist die kommunale Gebietsreform 
gewählt worden. Sie ist in allen Flächenländern der Bundesrepublik 
Deutschland in den letzten 10 Jahren in umfassender Weise in Gang 
gesetzt worden und war in starkem Umfang Hauptgegenstand poli-
tischer wie administrativer Aktivi täten. Sie entspricht wegen dieses 
komplexen, mehrdimensionalen Charakters der Fragestellung der 
Arbeit. 

1 Vgl. Mosher 1967; Caiden 1969; Braibant i 1969; Leemans 1976; Mayn tz / 
Scharpf 1975, 1973, S. 68; Scharpf 1974 a; Schmid / Treiber 1975; Mayntz 1976. 

1 Speyer 71 



Tei l A : Entscheidungsprozeß bei Verwaltungsinnovationen 

Für die Fallstudie wurde die Verwaltungsreform  in Baden-Württem-
berg ausgewählt, wobei die kommunale Ebene beispielhaft mi t den 
Landkreisen Tübingen und Hechingen mit ihren 101 Gemeinden erfaßt 
wird. 

A m Ende der Arbeit (Teil E) stehen als deren Ergebnis einige analy-
tische Kategorien zum politisch-administrativen Entscheidungsprozeß 
bei Strukturinnovationen von öffentlichen  Verwaltungen, die in den 
vorangehenden Teilen A, C, und D entwickelt werden. 

I I . Theoretischer Bezugsrahmen 

Es handelt sich um eine verwaltungswissenschaftliche Untersuchung. 

Eine allgemein akzeptierte, geschlossene Theorie der Verwaltungs-
wissenschaft liegt nicht vor. Zwar ist die Verwaltungswissenschaft  als 
eigenständige Disziplin nicht mehr in Frage gestellt, doch w i rd sie weit-
gehend durch die Institutionalisierung als Lehrfach mi t eigenen Schu-
len und Programmen, durch eine starke Ausprägung von Organisiert-
heit einschließlich eigener Kongresse und Publikationsorganen2 sowie 
durch den Gegenstandsbereich: die Tatsache, daß es eine umfangreiche 
öffentliche  Verwaltung gibt, zusammengehalten3. 

Die Verschiedenheit der Ansätze zeigt sich sowohl in der historischen 
Entwicklung4, im heutigen Stand5 als auch in der wahrscheinlichen 
zukünftigen Entwicklung6. 

I n Anlehnung an McCurdy 7 kann der Stand und die Entwicklung der 
Verwaltungswissenschaft  wie folgt graphisch dargestellt werden, wobei 
gegenwärtig drei Hauptströmungen vorzufinden sind: 
— behavioristische Ansätze (insbes. in der empirischen Organisations-

forschung) 
— Systemansätze (einschl. policy-science-Ansätze) 
— polit-ökonomische Ansätze. 

Auch für die absehbare Zukunft w i rd diese Plurali tät der Ansätze 
erhalten bleiben. 

Die Richtigkeit von Theorieansätzen läßt sich wissenschaftstheore-
tisch nicht beweisen. Es geht immer nur um den Analyse- und Erklä-
rungsgehalt von Theorien bei bestimmten Realphänomenen, also um 
ihre Brauchbarkeit. 

2 Zumindest für die USA, vgl. König 1975 b; Henry 1975. 
3 Vgl. Waldo 1972, S. 243. 
4 Vgl. McCurdy 1972, S. 11 ff.;  König 1970, S. 11 ff.;  Siedentopf 1975. 
5 Vgl. Waldo 1972; König 1975 b; Waldo 1971; Mar in i 1971. 
6 Vgl. Waldo 1972, S. 243 ff.;  Wald 1973. 
7 McCurdy 1972, S. 10. 
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